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Jetzt schlägt’s 13! 
EU: noch mehr 
rremibestimmung? 
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BE B tiepe 
Juncker, Schulz und Merkel haben offenbar den Schuß nicht gehört. Eine ungeschriebene EU-Richtlinie von EU- 
Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker verdeutlicht das. Zitat: 


»Wir beschließen etwas, stellen das 
dann in den Raum und warten einige 
Zeit ab, was passiert. Wenn es dann 
kein großes Geschrei gibt und keine 
Aufstände, weil die meisten gar nicht 
begreifen, was da beschlossen wurde, 
dann machen wir weiter, Schritt für 
Schritt, bis es kein Zurück mehr gibt.« 
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Das offene Wort 


»Mit Tränen 
in den Augen« 


Für die Machtlosigkeit unserer 
gewählten Volksvertreter ge- 
genüber dem EU-Moloch gibt 
es viele Belege. Hier nur zwei 
Beispiele dafür: 


Siegfried Kauder gestand 
als Sprecher der CDU/CSU- 
Fraktion im Deutschen Bun- 
destag (Plenarprotokoll 15/97 
vom 11.3.2004 über die 2. 
und 3. Lesung des Gesetzes 
über den Europäischen Haft- 
befehl): 


»Sehenden Auges liefern wir 
deutsche Staatsbürger in un- 
geklärte Verhältnisse im Aus- 
land aus. Wir werden diesem 
Gesetz zur Umsetzung des 
Rahmenbeschlusses mit Trä- 
nen in den Augen und mur- 
rend zustimmen, weil wir keine 
andere Möglichkeit haben.« 


Und Prof. Dr. Roman Herzog, 
ehemaliger Präsident des 
Bundesverfassungsgerich- 
tes (1983 bis 1994) und Bun- 
despräsident (1994 bis 1999) 
zweifelte angesichts der EU- 
Fremdbestimmung schon im 
Jahr 2007: 


84 Prozent aller Gesetze wür- 
den auf Vorschriften, Richtli- 
nien und Beschlüssen der EU 
erlassen. 


»Es stellt sich daher die Fra- 
ge, ob man die Bundesrepu- 
blik Deutschland überhaupt 
noch uneingeschränkt als 
eine parlamentarische De- 
mokratie bezeichnen kann.« 


Schlagen Sie mal in den UN 
3/2007 nach! 


Ich frage mich, warum wir 
dann noch 630 Bundestags- 
abgeordete brauchen, dem- 
nächst wegen irgendwelcher 
Überhang- und Ausgleichs- 
mandate möglicherweise so- 
gar bis zu 700!? 

Ihre Sabine Möller 


www.un-nachrichten.de 
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Jetzt schlägt’s 13! 


EU: noch mehr Fremdbestimmung? 


Mit Großbritannien steigt der 
drittgrößte Nettozahler (rund 5 
Milliarden Euro/Jahr) aus der 
EU aus. Sollen wir deutschen 
Steuerzahler unsere Uhnfreiheit 
dann mit noch mehr Milliarden fi- 
nanzieren? Wie lange wollen wir 
Deutsche uns diese EU noch ge- 
fallen lassen? 


Man reibt sich 
ungläubig die Augen: 
Man meint, nach der Protest-Ab- 
stimmung der Briten (»Wir wollen 
die Kontrolle über unser Land zu- 
rück!«) hätten die Eurokraten et- 
was gelernt. Sie haben die erstre- 
benswerte Ursprungsidee eines 
einigen, friedlichen Miteinanders 
der Vaterländer über Jahrzehnte 
hinweg vor die Wand gefahren. 


Die Bürger der EU-Mitgliedsstaa- 
ten fühlen sich als Opfer dunkler, 
unkontrollierbarer Mächte, ge- 
gen die ihre eigenen Parlamente 
oder gar sie selbst machtlos sind. 
Kommissionspräsident Juncker 
brachte es schon vor 17 (!) Jah- 
ren auf den Punkt (DER SPIE- 
GEL, Nr. 52/1999): 


SPIEGEL DER ZEIT 


»Wir beschließen etwas, stellen 
das dann in den Raum und war- 
ten einige Zeit ab, ob was pas- 
siert. Wenn es dann kein großes 
Geschrei und keine Aufstände 
gibt, weil die meisten gar nicht 
begreifen, was da beschlossen 
wurde, dann machen wir weiter, 
Schritt für Schritt, bis es kein Zu- 
rück mehr gibt.« 


Aber statt sich endlich zu besin- 
nen, hocken diese »Eliten« um 
Juncker, Schulz und Merkel nun 
zusammen, gegen den Willen 
und gegen die Empörung der 
Bürger die EU noch weiter zu 
integrieren und zu vertiefen, den 
nationalen Volksvertretungen 
also noch mehr Fremdbestim- 
mung aufzuzwingen. 


So machten sie es von der be- 
rüchtigten Vorschrift über die 
Gurkenkrümmung, von der Glüh- 
birne in unserem Schlafzimmer, 
vom »Europäischen Haftbefehl« 
bis zur zwangsweisen Migranten- 
Verteilung in Länder, die das gar 
nicht wollen oder verkraften kön- 
nen. 


Wie lange wollen wir 
uns das gefallen lassen? 
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Motiv als Aufkleber erhältlich 


So geht Europa nicht! 


Wollen Sie die EU endgültig zer- 
stören, Herr Juncker? 


Reicht Ihnen das nicht, was 
Sie, Herr Schulz und Frau Mer- 
kel bis jetzt angerichtet haben? 


Genügt das Brexit-Referendum 
der Briten — einer der kultivier- 
testen und wirtschaftsstärksten 
Nationen, die die EU verlassen 
wollen, noch nicht? 
Es ist ja kein Wunder, denn Sie, 
Herr Kommissionspräsident, und 
die EU, die ja aus ihren Mitglieds- 
ländern besteht, haben kein ein- 
ziges großes Problem gelöst: 
e Die Asylantenfrage 
e Die Sicherung der Grenzen 
e Die Stabilität des Euro 
e von Arbeitslosigkeit, Wirt- 
schaftswachstum etc. ganz 
zu schweigen. 


Stattdessen fragen Sie den Ab- 
geordneten der britischen UKIP, 
Nigel Farage, was er eigentlich 
im Parlament noch zu suchen 
hätte? Sie halten es also für rich- 
tig, einen gewählten Mandatar so 
zu beschimpfen? 


Das Freihandelsabkommen 
CETA wollten Sie ganz schnell 
durchwinken, ohne die Mitglieds- 
länder zu konsultieren, bis Sie 
jetzt vom Protest von Millionen 
EU-Bürgern gestoppt wurden. 
Mit dem berüchtigten TTIP-Ab- 
kommen haben Sie Ähnliches 
vor. 


Haben Sie überhaupt kein Ge- 
fühl für das, was in den mei- 
sten Mitgliedsländern vor sich 
geht? 

Wir wollen nicht mehr EU, son- 
dern weniger, und wir wollen 


www.fb.com/UN.Nachrichten 


UN 8/2016 : Seite 3 


nicht, daß die EU die großartige 
Idee eines Europas der Vaterlän- 
der zerstört. 


Und Sie, Herr Parlamentspräsi- 
dent Schulz? 


Sie wollen entgegen allen Wün- 
schen der Mitgliedsländer den 
Superstaat Europa. Das aber 
wollen die Menschen nicht. 


Sie, der Sie vorgeblich ein De- 
mokrat sind, schimpfen über die 
»Rechts-Populisten« (denen ich 
im übrigen nicht angehöre), die 
aber demokratisch gewählte Ab- 
geordnete sind und mit dem glei- 
chen Recht im Parlament sitzen 
wie Sie. Ist das Ihr Verständnis 
für Demokratie? 


Interessiert es Sie nicht, daß Sie 
an den Menschen vorbeiregieren 
und daß Sie auf dem besten Weg 
sind, die EU endgültig zu ruinie- 
ren? 

Herr Kommissionspräsident 
Juncker, Herr Parlamentspräsi- 
dent Schulz, das einzige, was 
Sie noch für Europa machen 
können, ist zurückzutreten, und 
das schnell. 


Und was sollte der seltsame Auf- 
tritt der Vertreter der sechs EU- 
Gründerstaaten nach dem briti- 
schen Referendum? 


e Frau Dr. Merkel ist diejenige, 
die uns die Invasion bescher- 
te, 


Präsident Hollande mach- 
te Frankreich zu einem der 
unsichersten Staaten über- 
haupt, richtete die Wirtschaft 
zugrunde und verfügt kaum 
mehr als über 12 Prozent Zu- 
stimmung 


und Sie, Herr Ministerpräsi- 
dent Renzi, als fröhlicher Prä- 
sident eines Chaosstaates, 
was wollen Sie eigentlich? 

e Und dann die drei Wichtig- 
tuer der Benelux-Staaten, 
deren Einfluß wesentlich zu 
groß ist? 

Was sollte diese Muppet-Show? 

Glauben Sie wirklich, daß die Bür- 
ger und Volksvertreter der übrigen 
Mitgliedsländer nicht sofort mer- 


EU = EUROPAS UNGLÜCK 


UN 8/2016 : Seite 4 


»Juncker und 
Schulz, das 
unbelehrbare Duo« 
Noch mehr Integration, ja eine 
»Europa-Regierung« soll die 
Antwort auf die Austritts-Ab- 
stimmung der Briten sein. 

So reagieren die beiden auf 
fast jedes Problem, wenn Mit- 
gliedsstaaten sich gegen im- 
mer mehr Diktatorisches aus 
Brüssel wehren. 


»Dabei sind sie selbst das 
Problem«, schreibt der DER 
SPIEGEL am 27.7.2016 unter 
der obigen Titelzeile. 


»Daß man nach dem Votum 
der Briten einmal innehalten 
könnte, daß es zur Zeit viel 
mehr Fragen als Antworten 
gibt, daß möglicherweise das 
klassische Modell der europä- 
ischen Integration in der Krise 
ist- all das kommt den beiden 
nicht in den Sinn.« 

Die Logik von Juncker und 
Schulz sei einfach: Jeder 
Zweifel der Bürger an der EU 
sei für sie ein Beleg dafür, daß 
die EU mehr Macht brauche: 
»Die Wahlbeteiligung für das 
Europäische Parlament geht 
zurück? Es hat nicht genug 
Macht. Der Euro wankt? Brüs- 
sel hat nicht genug Kompe- 
tenzen. Je größer die Zweifel, 
desto mehr Einfluß muß die 
EU bekommen. So einfach ist 
das.« 


DIE WELT schreibt am 
5.7.2016 genau so deutlich: 
»Man reibt sich verdutzt die 
Augen, wenn Eurokraten wie 
Jean-Claude Juncker oder 
Martin Schulz den Schuß of- 
fenbar nicht gehört haben und 
weiter die über Jahrzehnte 
ausgeleierte Platte auflegen, 
wonach Europa sich weiter 
integrieren müsse — obwohl 
eine Mehrheit der Bürger das 
nicht will und immer rebelli- 
scher darauf reagiert.« 


www.un-nachrichten.de 


ken, was gespielt wird? Wieder 
sollen sie von einer kleinen Grup- 
pe überrollt werden, die andeutet, 
daß nur die sechs zu reden hätten 
und die anderen nichts. 


Verstehen Sie, Frau Merkel und 
meine Herren, daß ohne Total- 
reform der EU diese nicht mehr 
bestehen wird? Also nochmals: 
bitte treten Sie zurück, und das 
sofort. 


Sollte die EU überleben, dann nur 
nach einer Totalreform! 


Konzentrierung auf die drei wich- 
tigsten Punkte: 


e Frieden in Europa 
e Verteidigung Europas 


e Außenpolitik, die Europa und 
seine Wirtschaft schützt und 
nicht den größten europä- 
ischen Staat Rußland außen 
vor läßt. 


Die vier großen Freiheiten: 

e Personen 

e Waren 

e Dienstleistungen 

e Kapital. 

Weg mit dem Lobbyismus der 
Großindustrie und der Groß- 
finanz, die die europäische 


Wirtschaft in us-amerikanische 
Hände bringt. 


e Reformierung des 
ments: 
EU-Wahlen sind sinnlos, das 
Parlament muß sich aus Ab- 
geordneten der einzelnen 
Mitgliedsstaaten zusammen- 
setzen, gestaffelt nach deren 
Staatsbürgerzahl. 


Nehmen Sie sich ein Beispiel an 
den Habsburgern, die, vor allem 
in Zeiten eines überspitzten Na- 
tionalismus, zahlreiche kleine 
Nationen verschiedenster Art un- 
ter einen Hut brachten und deren 
sensible Behandlung den jahr- 
hundertelangen Zusammenhalt 
dieser Nationen garantierte. 


Heute ist ein Bündnis MITTELEU- 
ROPA gefragt, das in den meisten 
Punkten mit einer Stimme spricht, 
dessen Traditionen, Religionen, 
kulturelle Gewohnheiten noch 


Parla- 
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Dr. Norbert van Handel (Foto: privat) 


stark sind und das bunte Bild Eu- 
ropas prägen. 

Von dort aus muß die Reform 
ausgehen und von dort aus muß 
Europa neu aufgebaut werden. 


Die EU in dieser Form ist Ge- 
schichte, die Europaidee hinge- 
gen lebt stärker als je zuvor. 


Beginnen wir also ein Europa 
aufzubauen, dessen unterschied- 
liche Kulturen den Kontinent wi- 
derspiegeln, und vergessen wir 
endlich einen unseligen europä- 
ischen Superstaat, der gegen die 
Wünsche der Menschen gerichtet 
ist. 

Der Mensch hat im Mittelpunkt zu 
stehen, nicht eine Funktionärscli- 
que, die ihre eigenen Interessen 
verfolgt. 


Europa muß wieder leben und 
darf nicht Opfer einer abgeho- 
benen Bürokratie werden, die 
weder gewählt wurde noch ge- 
wünscht wird. 


Der Verfasser, Dr. Norbert van Han- 
del, ist Unternehmer und in ver- 
schiedenen Aufsichtsräten, Beiräten 
und Stiftungen. Er war langjähriger 
(österreichischer) Vizepräsident der 
Niederländischen Handelskammer 
in Österreich. Er ist ehrenamtlich in 
leitender Funktion in verschiedenen 
Organisationen gesellschaftspoliti- 
scher und kultureller Art. 


JA ZU EUROPA - NEIN ZUR EU! 
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Comprehensive Economic & Trade Agreement: 
Widerstand erfolgreich? 
Wir werden für dumm verkauft! 


Nirgends in Europa ist der Wi- 
derstand gegen das geplante 
Freihandelsabkommen CETA 
so groß und gut organisiert wie 
in Deutschland und Österreich. 
Massive Proteste dagegen, das 
CETA-Abkommen zwischen der 
EU und Kanada zur reinen EU- 
Angelegenheit zu erklären, zeig- 
ten Erfolg. Kommissionpräsident 
Jean-Claude Juncker knickte ein. 


CETA soll nach derzeitigem Stand 
nun doch durch die einzelnen 
Parlamente der Mitgliedsstaaten 
ratifiziert werden und nicht aus 
Brüssel über deren Köpfe hinweg. 


»Widerstand lohnt sich!«, soll- 
te dieser Beitrag daher heißen. 
Aber mittlerweile haben sich 
die Politkommissare in Brüs- 
sel und ihre willigen Helfer in 
den Regierungen Hintertür- 
chen geschaffen, um CETA 
doch ohne die gewählten na- 
tionalen Volksvertreter durch- 
zupeitschen. 


Kritik an CETA 


Für alle, die wider Erwarten von 
der Kritik an CETA noch nicht viel 
mitbekommen haben, in Kürze: 
Die Gefahren sind ähnlich de- 
nen des geplanten Freihandels- 
abkommens TTIP zwischen den 
USA und der EU. 


Auch das europäisch-kanadi- 
sche Abkommen würde Vorteile 
nur für die »Global Player« und 
Unternehmen jenseits des Atlan- 
tiks bringen, denen europäische 
Standards und Regulierungen zu 
hoch angesiedelt sind. 


CETA bedeutet geheim tagende, 
privat organisierte Schiedsge- 
richte, vor denen Großkonzerne 
Staaten verklagen können, die 
durch neue Gesetze ihre Bürger 
schützen wollen. »Schiedsge- 
richte erlauben es privaten In- 


vestoren, Staaten zu erpressen 
und wichtige Maßnahmen im 
Umwelt- und Verbraucherschutz 
zu unterlassen«, schreibt dazu 
Dr. Thilo Bode, Geschäftsführer 
der Verbraucherschutzorganisa- 
tion »foodwatch e.v.«. Bode ist 
Verfasser eines Buchs über die 
Gefahren des TTIP (»Die Frei- 
handelslüge«). Das Verbot von 
höchstwahrscheinlich krebserre- 
genden Chemiekeulen und Gen- 
technik auf Feldern und im Es- 
sen dürfte laut Bode unter CETA 


kaum noch möglich sein. 


Hintertürchen: 
»vorläufige 
Anwendung« 


Während sich im Bundestag die 
SPD-Abgeordneten selbst auf 
die Schulter klopften, signali- 
sierte Sigmar Gabriel, einer fak- 
tischen Anwendung von CETA 
auch ohne Parlamentsbeschluß 
zuzustimmen. 


Uwe Beckmeyer, Parlamentari- 
scher Staatsekretär im Bundes- 
wirtschaftsministerium, tönte in 
einer Aktuellen Stunde des Bun- 
destages, die SPD hätte sich 


„immer dafür eingesetzt, daß der 
Bundestag und der Bundesrat 
über CETA beraten und beschlie- 
ßen.« (Anmerkung: die CDU ist 
sowieso geschlossen für CETA 
und TTIP.) 


Beckmeyers Chef, Wirtschafts- 
minister Gabriel, baut derweil 
gemeinsam mit Angela Mer- 
kel und den EU-Funktionären 
Hintertürchen. Gemeinsam mit 
Jean-Claude Juncker und der 
EU-Handelskommissarin Cecilia 
Malmström propagieren sie eine 
sogenannte vor- 
läufige Anwendung 
von CETA, bis die 
entsprechenden 
Parlamentsbe- 
schlüsse in den 28 
Mitgliedsstaaten 
vorliegen. 


Vorläufige Anwen- 
dung? Es klingt, 
als sei man sich in 
dieser Berlin-Brüs- 
seler Kumpanei 
sicher, daß CETA 
in allen Parlamen- 
ten durchgewun- 
ken wird. Und falls 
nicht? 

»Die Wahrheit ist: Die „vorläu- 
fige Anwendung“ ist praktisch 
eine „endgültige Anwendung*!« 
bemängelt hingegen CETA-Kri- 
tiker Bode. Bis CETA von allen 
Parlamenten der EU verhandelt 
worden sei, könnten zehn Jahre 
vergehen. Eine zeitliche Vorgabe 
für die Einzelparlamente gäbe es 
nicht. Die »vorläufige Anwendung 
ist kein Schicksal«, so Bode. 
Merkel und Gabriel hätten es in 
der Hand, nein zu sagen. »Aber 
genau das machen sie nicht.« 


Der Erfolg der Anti-CETA/TTIP- 
Proteste gegen Brüssel? Er ist 


NEIN ZU CETA UND TTIP! 
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eine Blendung! Brüssel gibt for- 
maljuristisch Entscheidungs- 
macht zurück in die Hauptstädte 
der EU und schafft die Tatsa- 
chenbasis für diese Entschei- 
dungen trotzdem vorab. Als wäre 
es realistisch, daß ein jahrelang 
»vorläufig« angewendetes Ab- 
kommen wieder schadlos außer 
Kraft gesetzt werden könnte (was 
ja wohl nur der Fall wäre, wenn 
sich die heutige berechtigte Kritik 
daran als zutreffend entpuppt). 


Und noch weitere 


Fallstricke: 


Die »vorläufige Anwendung« ist 
nicht die einzige Hintertür. 


Wie das österreichische Internet- 
Nachrichtenportal NEOPresse 
berichtet, gäbe es noch mehr 
Fallstricke in dem Beschluß, die 
CETA-Entscheidung den Mit- 
gliedsstaaten zu überlassen. 


Ob es dabei bleibe, solle nämlich 
von der Entscheidung des Eu- 
ropäischen Gerichtshofes über 
das EU-Singapur-Abkommen ab- 
hängig gemacht werden. »Wird 
dieses vom EuGH nämlich als 
„EU-only*-Verfahren bewertet, 


Traurig, aber wahr: 


»Die Debatte um 
den Prozeß der Be- 
schlußfassung des 
Freihandelsabkom- 
mens der EU mit Ka- 
nada (CETA) zeigt 
einmal mehr: Die EU 
hat kein Demokratie- 


defizit, die EU ist viel- 
mehr ein Elitenpro- 
jekt zur Beseitigung 
demokratischer Er- 
rungenschaften, die 
in jahrhundertelan- 


gen Auseinander- 
setzungen erkämpft 


worden sind.« 
NEOPTresse, 5.7.2016 


www.un-nachrichten.de 


entfällt auch schon wieder die 
Mitentscheidung der nationalen 
Parlamente über CETA.« 


Außerdem gäbe es einen Prä- 
zedenzfall: »Die Niederländer 
haben in einem (nicht verbind- 
lichen) Referendum gegen das 
Abkommen mit der Ukraine ge- 
stimmt. Es wird trotzdem umge- 
setzt ...«. Ein Veto-Recht für die 
nationalen Parlamente ist nicht 
vorgesehen. 


Winkelzüge wie die »vorläufi- 
ge Anwendung« seien aufgrund 
des Lissabon-Vertrages möglich, 
schreibt das Portal weiter: 


»Einmal mehr zeigt sich, daß die 
Beschlußfassung des Lissabon- 
Vertrags ohne Volksabstimmung 
ein kalter Verfassungsputsch 
war. Denn die Ermächtigung für 
Brüssel, so tiefgreifende Eingriffe 
in die österreichische Verfassung 
vorzunehmen, ist zwingend an 
eine Volksabstimmung gebun- 
den!« 


Verfassungs- 
beschwerden 

sind angekündigt 
Deutsche Organisationen wie 
»foodwatch e.v.« und »Mehr De- 
mokratie e.V.« sehen das nicht 
anders. Gemeinsam mit ihrem 
Prozeßbevollmächtigten, dem 
Staatsrechtler Prof. Dr. jur. Bern- 
hard Kempen (Uni Köln), haben 
sie Verfassungsbeschwerde er- 
hoben 


e gegen das kommende bun- 
desdeutsche CETA-Zustim- 
Mungsgesetz 

e gegen die Begleitgesetze 
zum CETA-Vertrag 

e gegen die Zustimmung des 
deutschen Vertreters im Rat 
der EU zur CETA-Unterzeich- 
nung 


e gegen die Zustimmung des 
deutschen Vertreters im Rat 
der EU zur vorläufigen An- 
wendung von CETA. 

Dieser »Verfassungsbeschwer- 
de „Nein zu CETA!*« kann sich 
jeder Bundesbürger im Internet 
anschließen. 
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Die Stoßrichtung dieser Verfas- 
sungsbeschwerde ist richtig und 
wichtig: Es geht nicht darum, ob 
CETA nun in Brüssel oder Berlin 
durchgewunken wird. Das wäre 
Jacke wie Hose. Es geht darum, 
CETA komplett zu verhindern, 
wie die Forderungen zeigen. 


Die Entscheidung über die vor- 
läufige Anwendung von CETA 
wollen die Handelsminister der 
EU-Mitgliedsstaaten bei einem 
Treffen am 22. und 23.9.2016 in 
Bratislava (Slowakei) treffen. Dort 
soll die EU-Kommission auch die 
Erlaubnis erhalten, CETA zu un- 
terzeichnen. 


Unter anderem das »Umweltin- 
stitut München e.V.« ruft daher 
für den 17.9.2016 bundesweit zu 
Großdemonstrationen auf: »Auf 
die Straße gegen TTIP & CETAI« 
Deutlich über 100.000 Menschen 
sollen zeitgleich in Berlin, Leipzig, 
München, Stuttgart, Frankfurt, 
Köln und Hamburg auf die Straße 
gebracht werden. »Wenn Sigmar 
Gabriel nach Bratislava aufbricht, 
muß er wissen: Wenn er für CETA 
und die vorläufige Anwendung 
stimmt, hat er die Mehrheit der 
Bevölkerung gegen sich.« Die 
Minister werden in Bratislava mit 
qualifizierter Mehrheit entschei- 
den; ein Vetorecht nationaler Par- 
lamente ist nicht vorgesehen. 


100.000 Menschen 
gegen Ceta 


Mehr als 100.000 Bürger 
unterstützen bislang die 
Verfassungsbeschwerde 
„Nein zu Ceta“ gegen das 
geplante Freihandelsabkom- 
men zwischen der EU und 
Kanada. Laut Bundesver- 
fassungsgericht handelt es 
sich um die Beschwerde mit 
den meisten Unterstützern 
in der Geschichte der Bun- 
desrepublik. Für den Erfolg 
spiele es allerdings keine 
Rolle, ob jemand allein oder 
mit vielen anderen klage. 


DIE WELT kompakt, 4.8.2016 
Weitere Berichte über die Freihan- 
delsabkommen CETA und TTIP fin- 
den Sie in den UN 4/2015, 6/2015 
und 5/2016. 


LESEN - NACHBESTELLEN - WEITERGEBEN! 
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Brot und Spiele für das Volk 


— nebenbei wird die Freiheit weiter abgebaut 


In Berlin, wo zu DDR-Zeiten das »Stadion der Weltjugend« (Walter-Ulbricht- 
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Stadion) stand, baute der BND auf einem ca. zehn Hektar großen Gelände für 
rund 4.000 Mitarbeiter seine neue BND-Zentrale. 


Welch ein Aufschrei ging 2013 
durch das Volk und durch die 
Medien! Selbst der Uninteres- 
sierteste erfuhr, daß NSA und 
BND in Kooperation Deutsch- 
land ausspionieren. Wer wei- 
ter recherchiert hat, stellte 
schnell fest, daß hier noch 
das alliierte Besatzungsrecht 
gültig ist und wie souverän 
Deutschland wirklich ist. Die 
»Snowden-Enthüllungen« 
deckten das auf. 


Es dauerte schließlich seine Zeit, 
und wie viele andere unliebsame 
politische Ereignisse schlief das 
Thema ein und die Menschen 
gingen wieder zur Tagesordnung 
über. 


Vor einigen Wochen fand die Fuß- 
ball-Europameisterschaft statt. 
Des Deutschen liebstes Kind — 
sein Auto — wurde, wie bereits bei 
anderen Fußball-Meisterschaften 
zuvor, vorübergehend zum Si- 
gnal eines Pseudopatriotismus. 
Eingehüllt von Deutschland-Fah- 
nen waren viele Autos plötzlich 
Schwarz-Rot-Gold. Die Verlet- 
zungen von Fußballspielern do- 
minierten die Nachrichten und 
das Thema in den Wohnstuben. 


Während alle Welt Fußball 
schaute, unbemerkt von der Öf- 
fentlichkeit, leitete die Bundes- 
regierung die Legalisierung der 
illegalen Praxis des BND zur 
Massenüberwachung im Inland 
ein. Am 28.6.2016 einigten sich 
die Bundesregierung und die 
Koalitionsfraktionen auf ein 
neues BND-Gesetz. 


Die illegalen Methoden 
des BND sollen einfach 
legalisiert werden! 


Auf einmal soll alles ganz schnell 
gehen. Die Bundesregierung hat 
das neue BND-Gesetz beschlos- 
sen und wenige Tage später, am 
8.7.2016, fand die erste Lesung 
im Bundestag statt. Alles, was 
der BND bisher illegal macht, soll 
nun einfach legalisiert werden 
und nebenbei soll der BND noch 
viel mehr Rechte zur Überwa- 
chung erhalten. 


Die Bundesregierung hat es of- 
fensichtlich nicht so mit dem 
Volkswillen, denn nicht das Feh- 
len der gesetzlichen Grundlage 
war das Problem, sondern die 
Massenüberwachung des BND 
selbst ist es. 


Mit dem Schein 
des Rechts das 
Recht betrügen ... 


»Mit dem Gesetzentwurf 
will das Bundeskanzleramt 
einen verfassungswidrigen 
Zustand beseitigen: Das ist 
rechtlich und politisch miß- 
lungen. Durch die Verwen- 
dung einer Fülle von unbe- 
stimmten Rechtsbegriffen 
erfüllt der Gesetzentwurf 
nicht den verfassungsrecht- 
lich gebotenen Grundsatz 
der Normenklarheit. So ver- 
sucht er, mit dem Schein 
des Rechts das Recht zu 
betrügen. 


Das zeigt sich insbesonde- 
re bei der Schaffung des so 
genannten „Unabhängigen 
Gremiums“. Wer Mitglied 
wird, entscheidet allein die 
Bundesregierung. Mit ande- 
ren Worten: der zu Kontrol- 
lierende entscheidet über 
den Kontrolleur. 

Damit muß die Regierung 
im Gesamtsystem der Kon- 
trolle ihre Kontrolleure nicht 


fürchten: Im Parlamenta- 
rischen Kontrollgremium 
haben die Regierungs- 


fraktionen eine verläßliche 
Mehrheit und beim „Unab- 
hängigen Gremium“ haben 
sie es in der Hand, wer be- 
rufen wird. Damit bleibt die 
Kontrolle das, was sie bis- 
lang war — ein makaberer 
Witz« 
Wolfgang NeSkovic, 
ehemaliger Richter am 
Bundesgerichtshof, 
gegenüber der Internet- 
Plattform netzpolitik.org 


„.. oder: 
wie Unrecht 
zu Recht wird. 


DIE STAATLICHE ÜBERWACHUNG SCHREITET VORAN 
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Verschärfte 
Waffengesetze? 


Nach jedem Amoklauf und 
Terroranschlag werden stren- 
gere Waffengesetze gefordert. 
Jetzt soll das europäische 
Waffenrecht verschärft wer- 
den. 


Terrorbekämfung in Europa 
funktioniert offensichtlich nur, 
wenn man die Freiheitsrechte 
der Europäer unter dem Vor- 
wand der Sicherheit massiv 
beschränkt. 


Am 10.6.2016 haben die In- 
nenminister der EU die Ver- 
schärfungen für zivile Nutzer 
auf den Weg gebracht. 


So müssen Sportschützen 
künftig ihre Waffenerlaubnis 
erneuern lassen. Unweiger- 
lich stellt sich die Frage, ob die 
Terorristen der letzten Monate 
wohl Sportschützen waren. 


Schreckschuß- und Gaspisto- 
len sollen künftig bei Behör- 
den registriert werden. 


Pfefferspray darf bereits jetzt 
nur in der Öffentlichkeit mitge- 
führt werden, wenn es mit dem 
Vermerk »Nur zur Tierabwehr« 
versehen ist. Sollte in Notwehr 
trotzdem Pfefferspray gegen 
Menschen eingesetzt werden, 
kann das — wenn keine Not- 
wehr nachgewiesen werden 
kann — zu hohen Geldbußen 
oder Haftstrafen führen. Durch 
härtere Gesetze, die die Be- 
völkerung ihrer Abwehrmög- 
lichkeiten berauben, wird es 
nicht weniger Terroranschläge 
geben. Dagegen sind unsere 
Frauen auch weiterhin den 
sexuellen Übergriffen irgend- 
welcher Gewalttäter schutzlos 
ausgesetzt. 


Mit anderen Worten: Kanzlerin 
Merkel hat Gewalttätern und 
Terroristen aus dem Ausland 
Tür und Tor geöffnet. Gleich- 
zeitig hat und will man den 
Opfern noch mehr Möglich- 
keiten der Selbstverteidigung 
nehmen. 


www.un-nachrichten.de 


An dieser Stelle wäre der Patrio- 
tismus gut angebracht, wenn es 
darum geht, für Deutschlands 
Freiheit Initiative zu ergreifen und 
nicht tatenlos zuzusehen, wie die 
Bevölkerung mehr und mehr aus- 
spioniert wird und deren Daten 
anschließend auch dem US-Ge- 
heimdienst NSA zur Verfügung 
stehen. 


Was bewirkt das 
geplante BND-Gesetz? 


e Bisher durfte der BND, der 
ein deutscher Auslandsge- 
heimdienst ist, innerhalb 
Deutschlands nicht abhören. 
Das soll jetzt mit dem neu- 
en Gesetz einfach legalisiert 
werden und der BND be- 
kommt einen Vollzugriff. 


Wenn der BND irgendwelche 
Internetkabel oder Telefonlei- 
tungen mit Bezug zum Inland 
anzapfen wollte, durfte er 
bisher bestimmte Datenmen- 
gen (20 Prozent) nicht über- 
schreiten. Diese 20-Prozent- 
Grenze soll nun gestrichen 
werden. Mit dieser Genehmi- 
gung durch das neue Gesetz 
wird das Ausmaß der Über- 
wachung erheblich steigen. 


Christian Mihr, Geschäftsführer 
von »Reporter ohne Grenzen 
e.V.«, sieht in dem Gesetzent- 
wurf einen »Angriff auf die Infor- 
mations- und Pressefreiheit« weil 
»in Zukunft ausländische Journa- 
listen noch einfacher überwacht 
werden können.« 


Weiterhin bemängelt »Reporter 
ohne Grenzen«, daß es im Ent- 
wurf keinen Hinweis darauf gäbe, 
daß Journalisten überhaupt nicht 
ausgespäht werden dürfen. 


Zusammenfassend kann fest- 
gestellt werden, daß es bei den 
neuen Regelungen keineswegs 
um eine Einschränkung der 
BND-Befugnisse geht, sondern, 
ganz im Gegensatz zum Willen 
der Bevölkerung, die Abhörprak- 
tiken des Bundesnachrichten- 
dienstes, deren Rechtmäßigkeit 
höchst zweifelhaft ist, nun legali- 
siert werden sollen. 
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Auch das 
Anti-Terror-Gesetz 
wurde durchgewinkt 


Ebenfalls im Expreßverfahren hat 
der Bundestag am 24.6.2016 das 
sogenannte »Anti-Terror-Paket« 
beschlossen. 


Rund ein Drittel aller Deutschen 
benutzt »Prepaid«-Karten zum 
mobiltelefonieren. Das sind 
Telefon-Tarife ohne monatliche 
Grundgebühren und Mindestum- 
sätze, deren Guthaben nach Be- 
lieben aufgefüllt und abtelefoniert 
werden können. 


Diese »Prepaid«-Karten konnten 
bisher ohne Ausweis und damit 
mehr oder weniger anonym er- 
worben werden. Die Nutzer se- 
hen ihre Telefongespräche als 
Privatsache an, die man nicht mit 
jedem x-beliebigen »Maulwurf« 
teilen möchte. 


Zur besseren Überwachung muß 
man künftig beim Neuerwerb ei- 
ner solchen Karte einen Ausweis 
vorlegen. 


Den Terroristen wird diese neue 
Maßnahme kaum Schaden zu- 
fügen, denn sie werden sich die 
Karten dann auf dem gleichen 
Wege beschaffen wie ihre Waf- 
fen. 


Man sieht erneut, daß den Herr- 
schenden keine Ausrede zu 
schade ist, um den bundesdeut- 
schen Bürger noch gläserner zu 
machen. 


Auch das im Verfassungsschutz- 
gesetz festgeschriebene Min- 
destalter für die Überwachung 
Minderjähriger wird von 16 auf 
14 Jahre abgesenkt. Auch dies 
betrifft wohl mehr die unbeschol- 
tenen Jugendlichen, die in der 
Schule mal ein falsches Wort 
verlieren, als Terroristen, denen 
offensichtlich vom Verfassungs- 
schutz in Deutschland bisher zu 
wenig Beachtung geschenkt wur- 
de. 


Aber der Verfassungsschutz ist 
scheinbar sowieso mehr mit der 
Beobachtung politisch unkorrek- 
ter Bürger beschäftigt. 


ORWELL LÄSST GRÜSSEN! 
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Weiterschlafen oder Aufwachen? 


l 


ti 


NICHT ZU DEUTSCHLAND! 


Motiv als Aufkleber erhältlich 


Mord, Totschlag, Terror und 
die Verunsicherung der gan- 
zen Bevölkerung in den letz- 
ten Wochen zwangen die Bun- 
deskanzlerin, ihren Urlaub zu 
unterbrechen. 


Die große Sommer-Pressekon- 
ferenz, die gewöhnlich nach der 
Sommerpause stattfindet, wur- 
de vorgezogen. 


Ihre wichtigsten Sätze: Der Is- 
lam sei nicht unser Feind, und 
dann die ewige Worthülse »Wir 
schaffen das!« 


Natürlich ist der Islam nicht un- 
ser Feind, wenn er da bleibt, wo 
er ist. Aber seine Vorkämpfer 
sind unsere politischen Gegner, 
wenn sie uns beherrschen wol- 
len. Und wie wir das »schaffen«, 
sagte sie auch nicht. 


Und dann breitete sie einen 
»Neun-Punkte-Plan« aus, um 
das (noch) deutsche Wahlvolk 
zum Weiterschlafen zu animie- 
ren: 


e Frühwarnsystem gegen 
Radikalisierung. Die Ge- 
walttäter seien nicht recht- 
zeitig aufgefallen. Ob und 
wie nun Hunderttausende 
entwurzelte, psychisch ge- 
störte, zum Haß erzogene 
oder traumatisierte junge Mi- 


granten überwacht werden 
sollen, sagte sie nicht. 


Noch mehr Sicherheits- 
personal. Die Bundespo- 
lizei soll mit 3.000 Kräften 
und mehr Technik aufge- 
stockt werden. Was uns das 
kostet, sagte sie nicht. 


Neue Sicherheitsbehör- 
de. Eine »Zentrale Stelle 
für Informationstechnik im 
Sicherheitsbereich« (ZITIS) 
soll das Internet überwa- 
chen und verschlüsselte 
Botschaften lesbar machen. 
Daß damit eine noch stär- 
kere Überwachung aller 
Bürger einhergeht, die ihre 
privatesten Dinge nicht allen 
preisgeben wollen, sagte sie 
nicht. 


Bundeswehr soll Anti- 
Terror-Einsatz üben. Der 
grundgesetzwidrige Inlands- 
einsatz der Bundeswehr wird 
schon lange geplant. Daß es 
damit dann auch möglich ist, 
im Ernstfall (»Wir sind das 
Volk!«) den Widerstand und 
Aufruhr der deutschen Rest- 
bevölkerung zu brechen, 
indem man ihn als »Terror« 
bezeichnet, sagte sie nicht. 


e Forschung zum islamisti- 
schen Terror. Die Forschun- 
gen sollen fortgesetzt und er- 
weitert werden. Was solche 
Forschung bringen soll und 
ob sie mal den Koran gele- 
sen hat, sagte sie nicht. 


e Vernetzung von Sicher- 
heitsdaten. Auf europäischer 
Ebene sollen alle bestehen- 
den Dateien schnellstmög- 
lich vernetzt werden. Daß 
sie das gar nicht entscheiden 
kann, sagte sie nicht. 


e Waffenrecht. Schnellstmög- 
lich soll ein »Europäisches 
Waffenrecht« verabschiedet 
werden. Wie sie das in allen 
EU-Staaten durchsetzen will, 
sagte sie nicht. 


e Kooperation der Nachrich- 
tendienste. Also noch mehr 
dunkle Machenschaften von 
NSAund BND, wie von Snow- 
den aufgedeckt wurde. Ob 
ihr eigenes Telefon immer 
noch abgehört wird, sagte 
sie nicht. 

e Abschiebung von abge- 
lehnten Asylbewerbern. 
Die müsse verstärkt werden, 
auch in Krisengebiete und 
nach Nordafrika. Dazu fällt 
einem nun wirklich nichts 
mehr ein. Diese Phrase ohne 
Folgen kennen wir schon von 
ihrem Vorgänger Gerhard 
Schröder, (1997): 


»Wer unser Gastrecht miß- 
braucht, für den gibt es 
nur eins: Raus, und zwar 
schnell.« (vgl. UN 10/1998) 


Daß sie und das ganze Bun- 
destags-Kartell für die mil- 
lionenfache unkontrollierte, 
unregistrierte, nicht identifi- 
zierbare Zuwanderung und 
ihre verheerenden Folgen 
verantwortlich ist, sagte sie 
nicht. 

Alles in allem: wir sollen wei- 

terschlafen, obwohl es höch- 

ste Zeit ist, aufzuwachen! 


VON MERKEL NICHTS NEUES 


UN 8/2016 : Seite 10 


www.un-nachrichten.de 


Jetzt schlägt’s 13! 
im Großen wie im Kleinen 


In den UN 7/2016 berichteten 
wir über die Abschiebepraxis bei 
ausreisepflichtigen, abgelehnten 
Asylbewerbern und sonstigen ll- 
legalen: 


Für 15 Ausreisepflichtige hatten 
die Behörden eine Boeing 737 
(mit mehr als 100 Sitzplätzen, je 
nach Bestuhlung) finanziert, ex- 
klusiv für sie und Begleitpersonal 
(Ärzte, Dolmetscher, Polizei), ge- 
startet am 2.6.2016 vom Dresde- 
ner Flughafen. 


Erst jetzt wurde durch Presse- 
meldungen bekannt, daß es noch 
viel verrückter geht! Das hochver- 
schuldete Land Nordrhein-West- 
falen läßt sich die Abschiebung 
noch viel mehr kosten: 


Am 3.3.2016 wurden am Flug- 
hafen Düsseldorf zwei verurteilte 
Verbrecher und ein Mann, der 
sich seiner Abschiebung mehr- 
fach mit Gewalt widersetzt hatte, 
in eine »Kleinchartermaschine« 
verfrachtet und in ihr afrikani- 
sches Heimatland Guinea ausge- 
flogen. Begleitung: ein Arzt und 


L rebe Leser 


»Erdogan ist ein Held« 


13 Bundespolizisten. Die Kosten 
für diese Abschiebeaktion betru- 
gen angeblich laut NRW-Innen- 
ministerium 124.607,49 Euro. 


Dem Wohle des 
deutschen Volkes 


Schon im Jahr 2010 stellte 
der grüne Landtagsabgeord- 
nete Arif Ünal den Antrag, 
die bisherige Eidesformel 
zum »Wohle des deutschen 
Volkes« abzuändern. Der An- 
trag wurde vom Düsseldorfer 
Landtag angenommen und an 
die Verfassungskommission 
weitergeleitet. 


Nun, am 27.6.2016, legte 
die Verfassungskommission 
NRW ihren Bericht vor. Dar- 
in enthalten ist der Vorschlag 
an den Landtag, den bisheri- 
gen Amtseid mit den Worten 
»dem Wohle des deutschen 
Volkes« durch »dem Wohle 
des Landes Nordrhein-West- 
falen« zu ersetzen. 


IAHZ pHIyNAL: 
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Wer nun meint, das sei ein kuri- 
oser Einzelfall, sei eines Besse- 
ren belehrt: 


Ein einzelner Mensch wurde aus 
NRW - ebenfalls per Charterma- 
schine — nach Bulgarien ausgeflo- 
gen, Kosten angeblich 19.253,08 
Euro, zwei ausreisepflichtige türki- 
sche Staatsangehörige in die Tür- 
kei für 22.192 Euro. 


Ähnlich ist es wohl auch in den 
anderen Bundesländern. Bayern 
z.B. schob im Jahr 2015 insge- 
samt 4.195 Ausreisepflichtige ab. 
Kosten: 2,85 Millionen Euro. Pro 
Abschiebeflug veranschlagt man 
dort bis zu 55.000 Euro. 


Laut Angaben von BILD wurden 
bundesweit in diesem Jahr bis 
Ende Mai knapp 11.300 Ausrei- 
sepflichtige auf diese oder ähnli- 
che Weise abgeschoben. Bei zur 
Zeit nach offiziellen Angaben über 
200.000 Ausreisepflichtigen kann 
man sich die Kosten solcher von 
der Bundesregierung versproche- 
nen »konsequenten Abschiebung« 
ausrechnen! 


Besuche uns auf Facebook: 


facebook.com/ 
UN.Nachrichten 


Noch blieb alles fried- | 
lich bei der Massen- 
demonstration von 
30.000 bis 40.000 Er- 
dogan-Verehrern am 
31.7.2016 in Köln. 


»Ich bin in Deutsch- 
land geboren, aber ich 
bin und bleibe eine Türkin!« schmetterte eine junge 
Frau in ein Mikrophon der zahllosen Fernsehanstalten. 


C 


Wer die Bilder verfolgt hat, kann sich ausmalen, wel- 
ches Bürgerkriegspotential sich in dieser bunten und 
ach so toleranten Bundesrepublik Deutschland entwik- 
kelt. 


Es geht aber nicht um die Volkszugehörigkeit, sondern 
um Fragen der Staatsbürgerschaft. Wenn Türken mit 
deutscher Staatsbürgerschaft den türkischen Präsiden- 


ten als »ihren« Präsidenten bejubeln und als oberste In- 
stanz betrachten, dessen Regierungsbehörde »DITIP« 
von den Kanzeln der Moscheen aus die Kommandos 
gibt, wird es gefährlich. Dann stehen sich das von un- 
seren Regierenden beschworene »Wohl des deutschen 
Volkes« und das politische Machtstreben des islami- 
schen Präsidenten gegenüber. 


Und wenn dann noch innerhalb der »türkischen Ge- 
meinde« zwischen Erdogan-Verehrern und Erdogan- 
Gegnern und zwischen Bio-Türken und Bio-Kurden 
der Krieg auf deutschen Straßen ausbricht, von einem 
möglichen Widerstands-Aufruhr der Restdeutschen 
ganz zu schweigen, dann haben die im Bundestag ver- 
tretenen Parteien das erreicht, vor dem wir seit mehr als 
20 Jahren leider vergeblich warnen. 


Also: Rütteln Sie Ihre Nachbarn auf, bei den nächsten 
Wahlen daran zu denken! A r 
Ihre UN- Mitarbeiter 


IM FREUNDESKREIS 
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Gutmenschen sorgen 
sich um Ihre Zukunft 


»„Helfer werden nervös — Betreu- 
er in den Flüchtlingsunterkünften 
bangen um Ihre Zukunft“, melde- 
te die Dithmarscher Landeszei- 
tung kürzlich. 


Es ist doch sehr erstaunlich, daß 
die Helfer um ihre Zukunft ban- 
gen. Bisher hieß es doch immer, 
daß wir die Ausländer brauchen, 
weil nicht alle Arbeitsplätze be- 
setzt werden können. Wie wäre 
es, wenn die „Helfer“ sich um 
diese Arbeitsplätze bemühten? 
Wer natürlich gern Menschen 
hilf, kann dies ja auch in den 
Pflegeberufen tun, da haben 
wir ja einen großen Notstand. 
Freilich, die Mühe für die hier 
lebenden Alten wird nicht so gut 
bezahlt wie die Flüchtlingsarbeit. 
Eigentlich eine Form der Diskri- 
minierung. Wer sich jedenfalls 
nicht gegen die Armut und das 
Elend unter der eigenen Bevöl- 
kerung einsetzt, bei dem ist es 
fraglich, ob seine Unterstützung 
der Flüchtlinge nicht nur einer 
finanziellen Überlegung geschul- 


SEPA-Lastschriftmandat 


det ist. Es gibt in Deutschland 
viele alte Menschen, die z.B. 
nicht mehr allein ihre Wohnung 
putzen aber eine Putzhilfe nicht 
bezahlen können und nicht mehr 
allein einkaufen können. Sie 
würden sich freuen, wenn ihnen 
die gleiche kostenfreie Rund- 
umbetreuung gewährt würde, 
wie sie den „Flüchtlingen“ zuteil 
wird. Die alte deutsche Gene- 
ration hat schließlich nach dem 
Krieg mit harter Arbeit das total 
zerbombte Deutschland wieder 
aufgebaut. Diesen Menschen 
zu helfen, wäre doch eine dank- 
bare Aufgabe für die Helfer, die 
sich jetzt um ihre Zukunft sorgen. 
Natürlich wird diese Hilfe medi- 
al nicht so positiv begleitet. Als 
„Gutmensch“ wird man da nicht 
gebührend wahrgenommen. 
Aber keine Sorge, der näch- 
ste Schub von „Bereicherern“ 
kommt bestimmt — dank Angela 
Merkel.« 


Elke Fuchs, Hemmingstedt 
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Waschbären 
unerwünscht 


Die EU-Kommission zählt 
Waschbären mit einer neuen 
Liste zu den unerwünschten 
Tier- und Pflanzenarten. Ins- 
gesamt umfasst die Liste soge- 
nannter invasiver fremder Ar 
ten 37 verschiedene Pflanzen 
und Tiere, deren weitere Aus- 
breitung in Europa bekämpft 
werden soll. Die Liste kom- 
plettiert eine EU-Verordnung 
von 2014. Diese beschränkt 
Haltung, Import, Verkauf und 
Zucht von Arten, die von an- 
deren Kontinenten stammen 
und sich in Europa schon 
mehr oder weniger ausgebrei- 
tet haben. Die Regelung gilt 
der Kommission zufolge auch 
für Zoos: Sie müssen die Fort- 
pflanzung unterbinden. 


DIE WELT kompakt, 14.7.2016 


Hoffentlich kommen die Leser 
nicht auf falsche Gedanken: 


invasiv, Invasion; It. Lexikon in der 
Biologie »das Eindringen von Lebe- 
wesen (in großer Zahl) in Gebiete, in 
denen sie sonst nicht leben, häufig 
infolge Nahrungsmangels im Heimat- 
gebiet, was zu Masseneinwanderun- 
gen führen kann.« 
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Ich ermächtige den Freundeskreis Un- 
abhängige Nachrichten e.V., folgende 
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Offizielle Wirtschaftsdaten 


Erwerbstätige: 
April 2016: 
Mai 2016: 


43,364 Millionen ” 
43,561 Millionen ” 


soz.-versich.-pfl. Beschäftigte: 
März 2016: 31,219 Millionen ” 


April 2016: 31,327 Millionen ” 


Offizielle Arbeitslosigkeit: 
Mai 2016: 2.664.014 ” 


Juni 2016: 2.614.217 ” 


Leistungsempfänger: 


ALG, ALG Il und Sozialgeld 
Mai 2016: 
Juni 2016: 


Offene Stellen: 
Mai 2016: 
Juni 2016: 


Staatsverschuldung: 
2.033.185.569.043 Euro ” 


6.685.944 ” 
6.648.120 ” 


654.788 ” 
664.872 ” 


Schuldenzuwachs pro Sekunde: 
115 Euro ” 


Schulden pro Kopf: 
28.06.2016: 
08.08.2016: 


24.888 Euro ? 
24.959 Euro ? 


® Bundesagentur für Arbeit, 8.8.2016 
2) Bund der Steuerzahler, 8.8.2016 


www.un-nachrichten.de 


Humor ist, 


Angela Merkel ist auf einer Wahl- 
kampf-Rundreise durch Deutsch- 
land und besucht eine Schule, 
um dort ihre Regierungspolitik zu 
erläutern. 


Danach bittet sie die Kinder, Fra- 
gen zu stellen. Der kleine Karl hat 
drei Fragen: 


»Erstens: Warum haben Sie so 
viele Flüchtlinge nach Deutsch- 
land gelassen? 


Zweitens: Warum beschimpfen 
Sie alle Patrioten als Rassisten? 


Drittens: Warum verschenken Sie 
deutsches Steuergeld an die gan- 
ze Welt?« 


In diesem Moment läutet die Pau- 
senglocke. 

Nach der Pause bittet Merkel er- 
neut darum, Fragen zu stellen. 
Diesmal ergreift die kleine Gerda 
das Wort. 

»Frau Bundeskanzlerin, ich habe 
fünf Fragen: 


Für die Wahrung der Grund- und Bürgerrechte des Einzelnen, der Souve- 
ränität und Selbstbestimmung der Nationen, für das Heimatrecht der Völker 
im eigenen Land, für den Erhalt der Pressevielfalt und Meinungsfreiheit. 


FÜR IHRE BESTELLUNG: 
Bitte einsenden an: UN, Postfach 101706, 46017 Oberhausen 


u Ich bitte, mir monatlich 1 - 2 - 3 - 5 - 10 Exemplar(e) der UN zuzusenden. Ich 
gehe damit kein Abonnement mit Verpflichtungen oder Kündigungsfristen ein. 
Die UN werden ehrenamtlich zu Selbstkosten erstellt (zur Zeit 1,50 Euro je 
Exemplar einschließlich Porto, ab 10 Stück 1,- Euro je Exemplar). 


U Ich bitte um eine kostenlose Probesendung verschiedener Ausgaben der UN. 
1,45 Euro Rückporto liegen in Briefmarken bei. 


Uu Ich bitte um Zusendung von 


Ex. der UN-Ausgabe Nr. 


mit / ohne Kostenbeteiligung (siehe oben). 


u Einen Kostenbeitrag von 
bar bei - zahle ich per Einzug - überweise ich auf nebenstehendes Konto. 


Name/Anschrift: 


Geb. am/Beruf: 


Euro lege ich per Verrechnungsscheck / in 


Telefon: 


Ihre UN-Anschriftennummer, falls bekannt: 


(Falls Sie von uns schon Sendungen mit aufgedruckter Adresse bekommen haben, finden Sie diese Nummer 


direkt über Ihrer Anschrift zwischen ## und #) 


DAS LETZTE 


UN - Postfach 10 17 06 - D-46017 Oberhausen 


wenn man trotzdem lacht 


Erstens: Warum haben Sie so 
viele Flüchtlinge nach Deutsch- 
land gelassen? 

Zweitens: Warum beschimpfen 
Sie alle Patrioten als Rassisten? 


Drittens: Warum verschenken Sie 
deutsches Steuergeld an die gan- 
ze Welt? 


Viertens: Warum hat die Pausen- 
glocke heute 20 Minuten früher 
geklingelt? 

Fünftens: Wo ist Karl? « 


Hat Ihnen diese UN- 
Ausgabe gefallen? 
Dann hitte sofort 10, 20 


oder 50 Exemplare zum 
Verteilen nachbestellen! 
Bestellannahme: 
0208 - 840 132 
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